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Abstract: Am 05. 12. 2007 wurde die Richtlinie �ber Zahlungsdienste im
Binnenmarkt, 2007/64/EG, im Amtsblatt der Europ�ischen Union
verçffentlicht. Die Richtlinie ist von den Mitgliedstaaten bis l�ngs-
tens 01. 11. 2009 in nationales Recht umzusetzen. Sie schafft die
rechtlichen Rahmenbedingungen f�r den Einheitlichen Euro-Zah-
lungsverkehrsraum. Dar�ber hinaus bestimmt sie nicht nur verk�rzte
�berweisungsfristen, sondern f�hrt mit den sogenannten Zahlungs-
instituten eine Kategorie von Nichtbanken ein, die Zahlungsdienste
und sogar einige Bankgesch�fte erbringen d�rfen. Die Richtlinie
betrifft ausschließlich die unbare �bertragung von Geldwerten, wes-
halb besonderes Augenmerk auf den E-payment- sowie M-payment-
Sektor gelegt wurde. F�r die im M-payment-Bereich verbreiteten
Micropayments gibt es Sonderregelungen.

1. Einheitlicher Euro-Zahlungsverkehrsraum1

Der Einheitliche Euro-Zahlungsverkehrsraum (im Englischen „Single Euro
Payments Area“, abgek�rzt „SEPA“ oder auch medienwirksamer SEPA) ist
nach der Einf�hrung des Euro der n�chste große Schritt hin zur st�rkeren
wirtschaftlichen Integration der Europ�ischen Union.

Das Ziel von SEPA ist die Gleichstellung von nationalen und grenz�ber-
schreitenden bargeldlosen2 Zahlungen in Euro. Dadurch soll es f�r den
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1 F�r n�here Informationen siehe http://www.ecb.int/paym/sepa/html/index.en.html (11. 06.
2008) und E.Judt/Koller, Innovation im kartengest�tzten Zahlungsverkehr, �BA 2008/4, 250
(256 f.).

2 Die Gleichstellung von Bargeldzahlungen wurde bereits mit der Einf�hrung des Euro-Bargelds
verwirklicht.



Kunden mçglich werden, bargeldlose Euro-Zahlungen unter Verwendung
eines einzigen Bankkontos und unter Verwendung einheitlicher Zahlungs-
instrumente im gesamten Euroraum durchzuf�hren.

2. Zahlungsdiensterichtlinie

2.1 Allgemeines

Der Kommissionsentwurf der Zahlungsdiensterichtlinie (kurz „PSD“)
wurde am 01. 12. 2005 pr�sentiert. Die Verçffentlichung im Amtsblatt der
Europ�ischen Union erfolgte am 05. 12. 2007 als Richtlinie 2007/64/EG.
Bereits im Fr�hjahr 2007, als der Richtlinientext noch teils heftig diskutiert
wurde, stand aber fest, dass die Umsetzung durch die Mitgliedstaaten
(„MS“) bis l�ngstens 01. 11. 2009 erfolgen soll.

Die Ziele der Richtlinie waren nicht bloß die Schaffung einer Rechts-
grundlage f�r SEPA, sondern auch die Regelung neuer, nicht von der Ban-
kenrichtlinie3 erfasster Finanzdienstleistungen sowie die Einf�hrung einer
neuen Kategorie von Nichtbanken, welche diese Dienste erbringen d�rfen:
den Zahlungsinstituten („ZI“). Einhergehend mit der beabsichtigten St�r-
kung des Wettbewerbes im Bankensektor und des Verbraucherschutzes
erfolgte eine Reduktion der Frist, binnen derer eine �berweisung durch-
gef�hrt werden muss.4

Die Einf�hrung und Regulierung der ZI stellte den am heftigsten dis-
kutierten Punkt der Richtlinie dar, da mit diesen Bestimmungen bereits
bestehende Unternehmen einer bankwesenrechtlichen Regulierung unter-
worfen werden sollen. Die gefundene Kompromisslçsung bestand darin,
den MS Wahlmçglichkeiten einzur�umen, damit sie bei der Umsetzung
die jeweils gegebenen Verh�ltnisse ber�cksichtigen kçnnen.

2.2 Zahlungsdienste

Gem�ß Art. 2 der Richtlinie sind von der PSD alle Zahlungsdienste in Euro
oder in der W�hrung eines MS erfasst, die innerhalb der EU erbracht wer-
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3 Richtlinie �ber die Aufnahme und Aus�bung der T�tigkeit der Kreditinstitute (Neufassung),
2006/48/EG; die Stammfassung wurde als Richtlinie 2000/12/EG verçffentlicht.

4 �berweisungen haben bis 31. 12. 2011 binnen drei Tagen ab Erhalt der Anweisung zu erfolgen,
danach binnen einem Tag. Die Wertstellung hat sofort mit der Gutschrift zu erfolgen.



den und bei denen sowohl der Zahlungsdienstleister5 des Zahlers als auch
jener des Zahlungsempf�ngers seinen Sitz in der EU hat. Gem�ß Art. 4 Z 3
der Richtlinie ist unter dem Begriff „Zahlungsdienst“ jede T�tigkeit zu ver-
stehen, die im Anhang zur PSD angef�hrt ist und gewerblich ausge�bt
wird.6

Zahlungsdienste sind beispielsweise Dienste, die Einzahlungen, Abhe-
bungen, Zahlungen oder sonstige T�tigkeiten der Kontof�hrung ermçgli-
chen, die Ausgabe und/oder die Annahme und Abrechnung („acquiring“)
von Zahlungsinstrumenten7, Finanztransfer8 oder die Ausf�hrung von Zah-
lungsvorg�ngen �ber IT-Ger�te,9 wenn der Netzbetreiber ausschließlich als
zwischengeschaltete Stelle zwischen dem Nutzer und dem Lieferanten der
bezahlten Waren oder Dienstleistungen fungiert.

Die PSD soll nicht alle im Anhang angef�hrte Zahlungsdienste erfassen,
insbesondere soll die Richtlinie nicht auf Bargeldtransaktionen angewen-
det werden. Es war aber erforderlich, den Begriff „Zahlungsdienst“ zu defi-
nieren, da dieser in der PSD zum ersten Mal Verwendung fand. Daher wur-
den zuerst alle Zahlungsdienste aufgez�hlt und sodann in Art. 3 der
Richtlinie gewisse Dienste vom Wirkungsbereich der PSD ausgenommen.

Ausgenommen sind neben Bargeldtransaktionen beispielsweise auch
Zahlungen innerhalb eines Zahlungs- oder Wertpapierabwicklungssystems
und bestimmte konzerninterne Transaktionen. Zahlungen mit einem IT-Ge-
r�t sind ausgenommen wenn die erworbene Ware oder Dienstleistung an
ein IT-Ger�t geliefert wird und mit einem solchen benutzt werden soll. Der
Betreiber des Netzes darf dabei nicht ausschließlich als zwischengeschal-
tete Stelle zwischen dem Nutzer und dem Lieferanten der Waren oder
Dienstleistungen fungieren.10 Ferner sind der Betrieb von Bankomaten
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5 Zahlungsdienstleister ist der �berbegriff f�r Kreditinstitute (Banken), E-Geld-Institute, Post-
scheck�mter und ZI. Zentralbanken und MS sind ebenfalls erfasst, wenn sie nicht als Behçr-
den handeln.

6 Die Aufz�hlung im Anhang der PSD ist taxativ. Nicht angef�hrte Dienste sind daher keine
Zahlungsdienste.

7 „Zahlungsinstrument“ ist gem�ß Art. 4 Z 23 der Richtlinie jedes Instrument und jedes Verfah-
ren, das zur Erteilung eines Zahlungsauftrags eingesetzt werden kann.

8 Der Finanztransfer stellt seit der Richtlinie 2001/97/EG zur Verhinderung der Nutzung des
Finanzsystems zum Zwecke der Geldw�sche ein Bankgesch�ft dar. In �sterreich bedarf die
Aus�bung einer Banklizenz, jedoch mit verminderten Anforderungen. Vgl. dazu Ger�d,
„Agenten und technische Dienstleister im Bankwesenrecht“ in Schweighofer/Geist/Heindl
(Hrsg.), 10 Jahre IRIS: Bilanz und Ausblick, 2007, 383 (384 f.).

9 Derzeit ist dabei an Mobilfunkger�te gedacht. In der PSD ist keine Definition enthalten.
10 Hierdurch sollen beispielsweise Mobilfunkanbieter ausgenommen werden, die selbst Klingel-

tçne, Spiele etc. f�r Mobiltelefone anbieten.



und solche technischen Dienstleistungen ausgenommen, die zu Zahlungs-
diensten beitragen, ohne dass der ausf�hrenden Dienstleister in den Besitz
der transferierten Betr�ge gelangt.11

Die PSD erfasst sohin zun�chst alle Dienstleistungen, die den Transfer
von Geldmitteln ermçglichen. Durch die Ausnahmen wird sichergestellt,
dass Hilfst�tigkeiten, Bartransaktionen und �berweisungen innerhalb
bestimmter, mehr oder minder geschlossener Systeme vom Wirkungs-
bereich der PSD ausgenommen sind. Die MS haben keine Mçglichkeit, den
Katalog der Zahlungsdienste oder der Ausnahmen zu erweitern oder zu
beschr�nken. Zahlungsdienste d�rfen nur von Personen erbracht werden,
die zumindest �ber eine Zulassung als ZI verf�gen. Mit einer Banklizenz
d�rfen solche Dienste bereits jetzt erbracht werden.

2.3 Zahlungsinstitute

ZI d�rfen ausschließlich die in der PSD angef�hrten Zahlungsdienste
erbringen und weder Einlagen entgegennehmen noch E-Geld ausgeben.
Die Zulassung als ZI kann jede juristische Person erhalten.12 Der Zulas-
sungsantrag ist gem�ß Art. 5 der Richtlinie bei der zust�ndigen Behçrde
des MS zu stellen und muss unter anderem eine Darstellung des Gesch�fts-
modells, den Gesch�ftsplan, eine Beschreibung der Unternehmenssteue-
rung und �hnliche Angaben enthalten. Dies entspricht im Wesentlichen
den Anforderungen bei Beantragung einer Banklizenz. Zu beachten ist,
dass eine Zulassung – �hnlich einer Banklizenz – nur zur Aus�bung der
beantragten Zahlungsdienste berechtigt.

Das erforderliche Anfangskapital ist nach den zu erbringenden Zahlungs-
diensten gestaffelt und betr�gt zwischen EUR 20.000,00 und EUR
125.000,00.13 Dar�ber hinaus muss das ZI jederzeit �ber gewisse Eigenmit-

405

E-payment, M-payment und die Zahlungsdiensterichtlinie

11 Hier ist die genaue Bedeutung des Wortes „Besitz“ unklar. In �sterreich ist dazu neben der
bloßen Innehabung auch der Wille erforderlich, die Sache als die Seinige zu behalten. Klar-
heit wird wohl erst die Umsetzung bringen. N�heres zu diesem Problem in Ger�d, „Agenten
und technische Dienstleister im Bankwesenrecht“ in Schweighofer/Geist/Heindl (Hrsg.),
10 Jahre IRIS: Bilanz und Ausblick, 2007, 383 (389 f).

12 Demgegen�ber d�rfen nur bestimmte juristische Personen eine Banklizenz erhalten.
13 In �sterreich ist das Anfangskapital f�r eine Banklizenz auch vom Bankgesch�ft abh�ngig,

welches ausge�bt werden soll. Die Betr�ge reichen dabei von EUR 1 Million f�r die Ausgabe
von E-Geld bis zu EUR 5 Millionen f�r den Großteil der Bankgesch�fte. F�r das Finanztrans-
fer- und das Wechselstubengesch�ft ist hingegen kein Anfangskapital erforderlich.



tel verf�gen. Die zust�ndige Behçrde kann das erforderliche Eigenkapital
im Einzelfall um 20 % erhçhen oder auch verringern.14

Unter bestimmten, strengen Voraussetzungen gestattet Art. 16 der Richt-
linie den ZI die Vergabe von Krediten. Die Kreditgew�hrung darf nur als
Nebent�tigkeit und nur in Verbindung mit einem Zahlungsvorgang erfol-
gen. Die R�ckzahlung muss binnen zwçlf Monaten erfolgen. Kredite d�rfen
nicht aus Transaktionsbetr�gen gew�hrt werden und es m�ssen jederzeit
angemessene Eigenmittel vorhanden sein. Diese Regelung ist bemerkens-
wert, weil die gewerbliche Kreditvergabe ein Privileg von Banken war. Soll-
ten ZI von der Mçglichkeit der Kreditvergabe ausgiebig Gebrauch machen,
kçnnte dies zur Etablierung von derzeit wenig profitablen und daher wenig
beliebten Mikrokrediten f�hren.

Alle in einem MS zugelassenen ZI sind in ein Register einzutragen. Die
Zulassung berechtigt das ZI zur Erbringung der zugelassenen Zahlungs-
dienste in der gesamten EU. Um seine Gesch�ftst�tigkeit auf andere MS
auszuweiten, muss das ZI die zust�ndige Behçrde in seinem Herkunftsmit-
gliedstaat davon verst�ndigen. Die Behçrde hat dann die zust�ndige
Behçrde im MS, auf den das Gesch�ftsfeld erweitert werden soll zu infor-
mieren, welche sodann den Agenten oder die Zweigniederlassung des ZI
ins eigene Register einzutragen hat.15

Den MS steht es frei, neben der Zulassung auch eine bloße Registrierung
zu erlauben. Die Registrierung w�re f�r juristische Personen zul�ssig, die
ihre Hauptverwaltung in jenem MS haben, in dem die Zahlungsdienste
angeboten werden. Die MS d�rfen die Registrierung von nat�rlichen Per-
sonen zulassen. Zudem kçnnen die MS die Registrierung auf bestimmte
Zahlungsdienste beschr�nken. Registrierte ZI d�rfen monatlich Transaktio-
nen in Hçhe maximal EUR 3 Millionen durchf�hren.

F�r die bloße Registrierung d�rfen die MS von einigen oder auch von
allen Zulassungserfordernissen absehen. Sie d�rfen diese Befugnis aber
auch der zust�ndigen Behçrde einr�umen.16 Das bedeutet, dass bloß regis-
trierte ZI allenfalls keine oder nur einige der zuvor genannten Anforderun-
gen erf�llen m�ssen. F�r bloß registrierte ZI gibt es keinen „EU Pass“. Diese
Regelung soll laut Erw�gungsgrund 15 zur PSD nicht durch die Teilnahme
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14 Entscheidend ist die jeweilige Risikobewertung.
15 Dieser sogenannte „Europa-Pass“ ist bereits aus dem bestehenden Bankenrecht bekannt. Im

Unterschied zu Banken sind bei ZI aber keine Auflagen durch die zust�ndige Behçrde im
Aufnahmemitgliedstaat vorgesehen. Art. 17 Abs 5 der Richtlinie sieht lediglich eine Stellung-
nahme vor, die die zust�ndige Behçrde im Herkunftsmitgliedstaat zu ber�cksichtigen hat.

16 Unklar ist, ob die zust�ndige Behçrde in diesem Fall einzelfallbezogene Ausnahmen machen
darf.



bloß registrierter ZI an einem gemeinschaftsweiten Zahlungssystem umgan-
gen werden.

Die Mçglichkeit der bloßen Registrierung unter vereinfachten Vorausset-
zungen wurde vorgesehen, um die Registrierung aller Finanztransferdienst-
leister zu ermçglichen und gleichzeitig zu verhindern, dass manche Dienst-
leister aufgrund der Zulassungsanforderungen in die Schattenwirtschaft
gedr�ngt werden. Es ist daher anzunehmen, dass die meisten MS zumin-
dest f�r Finanztransferdienstleister eine Registrierung vorsehen werden.
Ansonsten d�rfte diese Ausnahmeregelung aber zur Rechtszersplitterung
beitragen.

2.4 Kleinbetragszahlungsinstrumente und E-Geld

Kleinbetragszahlungsinstrumente sind gem�ß Art. 34 der Richtlinie Instru-
mente, die einzelne Zahlungsvorg�nge bis maximal EUR 30,00 erlauben,
eine Ausgabenobergrenze von EUR 150,00 haben oder maximal EUR 150,00
speichern kçnnen.

F�r inl�ndische Zahlungen d�rfen die MS diese Begrenzungen verrin-
gern oder verdoppeln. Diese Kompetenz darf aber auch auf die zust�ndige
Behçrde �bertragen werden. F�r Prepaid-Zahlungen kçnnen MS alle
Begrenzungen auf bis zu EUR 500 erhçhen.

F�r Kleinbetragszahlungsinstrumente und E-Geld ist es im Gegensatz zu
anderen Zahlungsinstrumenten nicht erforderlich, dass die Anbieter die
Sperrung des Zahlungsinstrumentes ermçglichen, die Autorisierung einer
Zahlung nachweisen, den Kunden bei Nichtdurchf�hrung einer beauftrag-
ten Zahlung benachrichtigen oder den Widerruf eines autorisierten Zah-
lungsauftrages ermçglichen. In der Praxis bedeutet dies eine deutliche Fle-
xibilisierung von Kleinbetragszahlungsinstrumenten und E-Geld.

3. Ausblick

Die PSD darf mit Recht als die Einleitung einer neuen �ra des Zahlungs-
verkehrs angesehen werden. Durch die im Vergleich zum bestehenden Ban-
kenrecht stark vereinfachten rechtlichen und finanziellen Anforderungen
d�rfte die Zulassung oder Registrierung als ZI sehr attraktiv werden. Damit
kçnnten neue Gesch�ftsmodelle oder -ideen gefçrdert werden.
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Bedenklich sind jedoch die verschiedensten Wahlmçglichkeiten, die den
MS bei der Umsetzung einger�umt wurden und die zur Rechtszersplitte-
rung beitragen kçnnten. Unklar ist derzeit auch, wie die MS in der Praxis
die Teilnahme von bloß registrierten ZI am innergemeinschaftlichen
Finanzmarkt verhindern wollen. Hiermit wurde den MS und im Ergebnis
den zust�ndigen Behçrden eine große B�rde auferlegt.

Die Umsetzung und die praktische Anwendung der Richtlinie in den MS
darf mit Spannung erwartet werden.
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